ka aten. 


Königlichen Preußiſchen S 


(Jr. 6184.) Genehmigungs- und Beſtaͤtigungs-Urkunde, betreffend den mit der Coͤln⸗-Min⸗ 
N dener Eiſenbahngeſellſchaft unter dem 10. Auguft 1865. abgeſchloſſenen 
Vertrag, ſowie die auf Grund deſſelben beſchloſſenen Statutnachtraͤge. 
Vom 13. September 1865. Ä 


Wi Wilhelm, van Gottes Gnaden König von Preußen x. 


Nachdem die Coͤln⸗ Mindener Eiſenbahngeſellſchaft in der General⸗ 
erſammlung vom 28. Auguſt d. J. dem anliegenden, zwiſchen Unſerem Eiſen⸗ 
ahnkommiſſariate zu Coͤln und ihrer Direktion unter dem 10. Auguſt d. J. 
bgeſchloſſenen Vertrage die ſtatutenmaͤßige Zuſtimmung ertheilt und demzufolge 
die anliegenden beiden Nachtraͤge zu ihren Statuten beſchloſſen hat, wollen Wir 
dem gedachten Vertrage hierdurch Unſere landesherrliche Genehmigung ertheilen 


70 


und zugleich die beſchloſſenen Statutnachtraͤge in allen Punkten hiermit beftätigen. 
Die gegenwärtige Genehmigungs- und Beſtaͤtigungs⸗Urkunde ſoll nebſt 
dem bezeichneten Vertrage und den beiden Statutnachtragen durch die Geſetz⸗ 
Sammlung bekannt gemacht werden. f „ 
Urkundlich unter Unſerer Höchfteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Koͤniglichen Inſiegen. i ar 285 
Gegeben Schloß Babelsberg, den 13. September 1865. 


G. s) Wilbeln. 


** 


v. Bodelſchwingh. Gr. v. Itzenplitz. Gr. zur Lippe. 


8 
‘ 
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Ausgegeben zu Berlin den 4. Oktober 1865. a 55 e 25 


zwifchen dem 


Königlichen Eiſenbahnkommiſſariate zu Cöln und der Direktion 
0 der Cöln⸗Mindener Eiſenbahngeſellſchaft. 


Gil; 

Die im H. 21. des unterm 9. Oktober 1843. errichteten und unterm 
18. Dezember ejusdem anni landesherrlich beſtaͤtigten Statuts der Coͤln⸗ 
Mindener Eiſenbahngeſellſchaft, ſowie in den zwiſchen dem Königlichen Eiſen⸗ 
bahnkommiſſariate zu Coͤln und der Direktion der Coͤln⸗Mindener Eiſenbahn⸗ 
Geſellſchaft abgeſchloſſenen Verträgen vom 30. Dezember 1852. reſp. 22. Juni 
1854. nebſt Schlußprotokoll vom 25. Oktober deſſelben Jahres vorgeſehene Amor⸗ 
tifation der Aktien der Coͤln⸗Mindener Eiſenbahngeſellſchaft durch den Staat 
im Wege der allmaͤligen Einloͤſung nach dem Nennwerthe wird fuͤr immer 
aufgehoben. 


§. 2. 

Die Coͤln⸗Mindener Eiſenbahngeſellſchaft zahlt dem Staate zur Ent⸗ 
dreizehn Millionen Thaler. Zum Zwecke der Bereitſtellung dieſer Entſchaͤdigung 
doppeln, alſo von fetzt dreizehn auf ſechs und zwanzig Millionen Thaler erhöhen. 
Von den hiernach zu emittirenden neuen Aktien ſoll auf jede alte Aktie dem 


dieſe Weiſe ſchon fuͤr die Ertraͤgniſſe des Betriebsjahres 1866. mit den alten 
Aktien gleichberechtigt zu machen. Auf die neuen Aktien, welche auß die im 
Beſitz des Staates befindlichen Aktien fallen, wird die Einzahlung des Nominal⸗ 
betrages durch Abrechnung auf die obige Entſchaͤdigung geleiſtet. Von dem 


Reſt bis zum 2. Januar 1866. dem Staate baar auszuzahlen. 
ERS —— 0 win 5 H. 8 


Vertraͤgen wegen der Oberhauſen⸗Arnheimer Eiſenbahn vom 30. Dezember 1852. 
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ſchaͤdigung für den Wegfall der im H. 1. auf immer aufgehobenen Amortiſation 


wird die Coln⸗Mindener Eiſenbahngeſellſchaft ihr dermaliges Aktienkapital ver⸗ 


8 Die Coͤln⸗Mindener Eiſenbahngeſellſchaft willigt darin, daß der nach den i 


EST SE dd En nn Fran a Ben ne 


Inhaber eine neue zum Nominalwerthe mit der Berechtigung angeboten werden, 
die neuen Aktien noch innerhalb des laufenden Jahres voll einzuzahlen und auf 


hierdurch nicht getilgten Theil der Entſchaͤdigung hat die Cöln⸗Mindener Eiſen⸗ | 
bahngeſellſchaft drei Millionen Thaler bis zum 1. Oktober d. J., und den 


und wegen der Coͤln⸗Gießener Eiſenbahn und der feſten Rheinbruͤcke bei Coͤln vom 


22. Juni 1854. reſp. nach dem Schlußprotokoll vom 25. Oktober 1854, zur 
3 5 Deckung 5 
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eckung etwaiger Zinſenausfaͤ beſtimmte © fonds auf die Anſammlung 
eines Beſtandes von zwei Millionen Thalern, berechnet nach dem jeweiligen Kurs⸗ 
werthe der darin niedergelegten Effekten, beſchraͤnkt wird. Die dieſen Kurs⸗ 
werth von zwei Millionen Thalern überfteigenden gegenwärtigen Beſtaͤnde des 
Garantiefonds werden dem Staate hierdurch zur freien Verfugung uͤberlaſſen. 
Imgleichen ſollen alle nach den beſagten beiden Vertraͤgen dem Garantiefonds 
zugewieſenen laufenden Einnahmen des Staates aus dem Coͤln-⸗Mindener Eiſen⸗ 
bahn⸗Unternehmen, einſchließlich der Zinſen und Dividenden des angeſammelten 
Garantiefonds, dem Staate fortan inſoweit zur freien Verfuͤgung verbleiben, 
als fie zu Zinszuſchuͤſſen für das jedesmal vorhergehende Betriebsjahr nicht in 
Anſpruch genommen werden und auch nicht dazu erforderlich ſind, um den 
während der Vorjahre durch geleiſtete Zinszuſchuͤſſe oder ſonſt etwa unter den 
Betrag von zwei Millionen Thalern verminderten Garantiefonds wieder auf 
dieſe Höhe zu bringen. Die Beſtimmungen der HH. 8. und 9. des Vertrages 
vom 22. Juni 1854. wegen eventueller Verminderung des Garantiefonds auf 
einen eiſernen Garantiebeſtand von blos dreimalhundert tauſend Thalern ſollen 
übrigens durch gegenwärtige Vereinbarungen keine Aenderung erleiden, es ſoll 
vielmehr bei denſelben auch ferner ſein Bewenden behalten. 


H. 4. 


Die Coͤln-Mindener Eiſenbahngeſellſchaft entbindet den Staat von der 
Zinsgarantie, welche derſelbe nach deren Statut vom 9. Oktober 1843. und 
der Allerhöchfien Konzeſſions⸗Urkunde vom 18. Dezember 1843. auf Hoͤhe von 
drei und einem halben Prozent fuͤr die Stammaktien der Coͤln⸗Mindener Eiſen⸗ 
bahngeſellſchaft übernommen hat. Die genannte Geſellſchaft wird zu dieſem 
Zwecke ihre Aktiongire zum Umtauſch ihrer jetzigen Aktiendokumente gegen ſolche 
neu auszufertigende Dokumente veranlaſſen, in denen die erfolgte Aufhebung 
der Zinsgarantie des Staates ausdruͤcklich anerkannt wird und welche nach 
Form und Inhalt mit den nach einem feſtzuſtellenden neuen Schema aus⸗ 
zufertigenden Dokumenten der nach H. 2. dieſes Vertrages zu emittirenden neuen 
Aktien uͤbereinſtimmen. Wer von dem Rechte Gebrauch machen will, auf eine 
alte Aktie eine neue zum Nominalwerthe zu erhalten (F. 2.), soll ſich gefallen 
laſſen, daß das Dokument der alten Aktie gleich bei der Anmeldung zum Be⸗ 
zuge der neuen Aktie umgetauſcht oder doch auf demſelben, wenn die neuen 
Aktiendokumente bis dahin nicht fertig geſtellt ſind, mindeſtens das Aufhoͤren 
der Zins garantie des Staates durch Abſtempelung kenntlich gemacht wird. 


§. 5. 


Die Coͤln⸗Mindener Eiſenbahngeſellſchaft entbindet den Staat von jeder 
Verpflichtung, aus den durch die Geſetze vom 24. Mai 1853. und 18. April 
1855., beziehungsweiſe durch die in dieſen Gesetzen bezogenen Verträgen vom 
30. Dezember 1852. und 22. Juni 1854. uͤbernommenen Zinsgarantien fuͤr 
die Anlagekapitalien reſp. der Eiſenbahn von Oberhauſen zur Niederlaͤndiſchen 
Grenze in der Richtung auf Arnheim und der Eiſenbahn von Deutz nach 
Gießen nebſt Zweigbahn von Betzdorf nach Siegen und der feſten Rheinbruͤcke 
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zwiſc Ö ) 
auf einander folgender Jahre die Leiſtung von Zinszuſchüͤſſen für dieſe Unter⸗ 


nehmungen Seitens des Staates nicht mehr erforderlich geweſen ſein wird. 1 | 


Mit dieſem Zeitpunkte hört auch die Verpflichtung des Staates zur Reſervirung 

des eiſernen Garantiebeſtandes von dreimalhundert tauſend Thalern (F. 3.5 

ganzlich auf. . ; 
H. 6. 


Deie Ebla⸗ Mindener Eſſenbahngeſellſchaft wird dem Staate uber das 
Siebentel des Aktienkapitals, welches derſelbe nach H. 16. ihres Statuts bei 


Gruͤndung des Unternehmens uͤbernommen hat, einzelne, auf den Betrag von 1 
je zweihundert Thalern lautende Aktien in gleicher Form ausfertigen, als den 


übrigen Aktionairen. 


§. 7. | 1 
Der Staat verzichtet auf die ihm nach H. 21. des Statuts der Coͤln⸗ 


Mindener Eiſenbahngeſellſchaft zuſtehenden Zinſen und Dividenden von denjenigen : 4 
ſechshundert neun und ſechszig taufend Thalern Aktien, welche er durch Ein 


löfung zum Nennwerthe bis zum Jahre 1854. einſchließlich bereits amortiſirt 
hat. Die Coͤln⸗Mindener Eiſenbahngeſellſchaft verpflichtet ſich dagegen, dem 
Staate den gleichen Nominalwerth in neu auszufertigenden Aktien zu uͤber⸗ 
weiſen. Dieſe neuen Aktien ſollen von der Zeit ab, wo die amortiſirten Aktien 
an den Zinſen und Dividenden Theil zu nehmen aufgehört haben, in deren 
Genuß treten. 

H. 8. 


Die dem Staate nach den HH. 6. und 7. zu uͤberweiſenden neuen Aktien 
ſollen den urfprünglichen Stammaktien gleichſtehen und daher ebenſo wie letztere 
bei der neuen Aktien⸗Emiſſion ($. 2.) dergeſtalt mitbetheiligt und mitberuͤckſichtigt 
werden, daß der Staat auf jede dieſer Aktien auch eine neue Aktie zum Nominal⸗ 

werth abzunehmen berechtigt iſt. | 


H. 9. 
In Beziehung 
zu welcher der Staat 


Staatsbetheiligung zu einem Siebentel des Aktienkapitals, ſowie der bis 
1854. einſchließlich bereits amortiſirten ſechshundert neun und ſechszig tauſend 
Thaler Aktien. Es ſoll jedoch dem Staate frei ſtehen, dieſe neuen Aktien 
jederzeit zu veraͤußern oder ſonſt darüber nach eigenem Ermeſſen Verfuͤgung 
zu treffen, ſobald er gleichzeitig anderweit die Verpflichtung uͤbernimmt, der 
Coͤln⸗Mindener Eiſenbahngeſellſchaft zur Deckung etwaiger Zinsausfaͤlle und 
5 | SU 
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elche er im Falle Fortd Zeſitzes jener Ak 
orkommenden Falls aus ſonſtigen Fonds zu gewaͤhren. 


§. 10. 


Inſoweit in gegenwaͤrtigem Vertrage nicht ein Anderes ausbrücklich 5 
beſtimmt ift, bleiben alle Rechte des Staates, insbeſondere auch deſſen Anſpruch 7 
auf Superdividende ($ 16. Nr. 4. der Statuten der Coͤln ⸗ Mindener 
Eiſenbahngeſellſchaft), im vollen ſeitherigen Umfange fortbeſtehen. „ 
Die zwiſchen dem Königlichen Eiſenbahnkommiſſariate zu Coͤln und der 
Direktion der Coͤln⸗Mindener Eiſenbahngeſellſchaft abgeſchloſſenen Vertrage 
vom 30. Dezember 1852. reſp. 22. Juni 1854. nebſt dem Schlußprotokoll 
vom 25. Oktober deſſelben Jahres bleiben nur noch inſoweit in Kraft, als ſie 
nicht durch das vorſtehende Uebereinkommen aufgehoben oder modifizirt ſind. 
Seo geſchehen zu Cöln im Direktionsgebaͤude der Coͤln⸗ Mindener 
Eiſenbahngeſellſchaft, am 10. Auguſt 1865. 5 5 


C. Matzerath. D. Oppenheim. W. Joeſt. 
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Weiterer Nachtrag 


zu den i 


69. 16. 21. und 76. der unterm 18. Dezember 1843, Allerhöchſt 
beſtätigten Statuten für die Cöln⸗Mindener Eiſenbahngeſell⸗ 
ſchaft und zu den unterm 1. September 1853. Allerhöchſt 
beſtätigten Zuſatzbeſtimmungen zu den H. 16. und 21. 
„„ derſelben Statuten. f Re 


he VVV 5 
Die in der Generalverſammlung der Aktionaire der Coͤln Mindener 
Eiſenbahngeſellſchaft vom 25. Juni 1853. beſchloſſenen, durch die Allerhoͤchſte 
Konzeſſions⸗ und Beſtätigungs⸗Urkunde vom 1. September 1853. beſtätigten 
Zuſatzbeſtimmungen zu den $$. 16. und 21. der Statuten, ſowie der in der 
Generalverſammlung der Aktiongire der Coͤln⸗Mindener Eiſenbahngeſellſchaft 
vom 3. Februar 1855. beſchloſſene, durch die Allerhoͤchſte Konzeſſions⸗ 21 
Gr. 6181.) ö ae = 


RE 
5 


Beſtaͤtigungs⸗Urkunde vom 26. Juli 1855. gen migte Nachtrag zu den 905 
21. und 76. der Statuten und zu den vorgedachten Zuſatzbeſtimmungen werden 
aufgehoben, und treten an deren Stelle die nachfolgenden Beſtimmungen: 


7 


Artikel 2. 


Für den Fall, daß die Keinerträge 
a) der Bahn von Oberhauſen bis zur Landesgrenze bei Elten, | 
b) der Cöln⸗ (Deutz) Gießener Bahn mit Zweigbahn von Betzdorf nach 
Siegen und der feſten Rheinbruͤcke bei Cöln g 
nicht hinreichen ſollten, um die vorläufig angenommenen, reſp. unter Zuziehung 
Miniſteriums fuͤr Handel, Gewerbe und 


Öffentliche Arbeiten definitiv berechneten und feftgeftellten Anlagekapitalien mit 
wird vom Staate für die ad a. genannte 


Bahn: aus dem ihm ſtatutmaßig zuſtehenden dritten Theile vom Ueberſchuſſe 


annten 
Unternehmens kommt der fuͤr die Erbauung der Rheinbruͤcke Seitens der Stadt 


Artikel 3. 


Der Staat iſt verpflichtet, zur Deckung etwaiger Zinſenausfaͤlle, welche 
die ihm nach Artikel 2. aus dem Coͤln⸗ Mindener Eiſenbahn⸗Unternehmen 
zufließenden alljährlichen Einnahmen uͤberſteigen, eine Summe von zwei Mil⸗ 
lionen Thalern in baar oder in Effekten zum jeweiligen Kurswerthe von 
gleicher Höhe als einen für die im Artikel 2. gedachten beiden Eiſenbahn⸗ 
Unternehmungen gemeinſchaftlichen Garantiefonds zu aſſerviren und denſelben, 
ſo oft und ſo lange er zur Deckung von Zinſenausfaͤllen hat in Anſpruch 

8 ge⸗ 


S 


enommen werden muͤſſen, aus den vorgedachten 

oͤhe von zwei Millionen Thalern zu bringen. 
8 Artikel 4. f ee 

Mit dem Zeitpunkte, von welchem die im Artikel 2. aufgefuͤhrten Unter⸗ 0 f 

nehmungen — jedoch künftig, nach erfolgter Amortiſation des Anlagekapitals Ei 5 

der Rheinbruͤcke, mit Ausſchluß dieſer letzteren — während fuͤnf hintereinander a 

folgender Jahre einen ſo hohen Reinertrag aufgebracht haben werden, da 2.88 5 

vollſtaͤndigen Deckung der Zinſen der reſp. Anlagekapitalien Seitens des Staates 1 

in keinem Jahre ein Zuſchuß hat geleiſtet werden muͤſſen, iſt der Staat berech⸗ RE: 

tigt, den im Artikel 3. normirten Garantiefonds auf einen eiſernen Beſtand 8 

von blos dreihundert tauſend Thalern zu vermindern. RR 


Artikel 5. 


er le Entbindung des Staates von jeder Garantieverpflichtung zur Deckung 
von Zinſenausfaͤllen tritt ein, ſobald fuͤr die quaͤſtionirten Unternehmungen . 

(ekr. Artikel 2.) waͤhrend zehn hintereinander folgender Jahre die Leiſtung von ge 
Zinszuſchuͤſſen Seitens des Staates nicht mehr erforderlich geweſen fein- wird. 
a Mit dieſem Zeitpunkte hoͤrt auch die Verpflichtung des Staates zur 
Reſervirung des eiſernen Garantiefonds von dreihundert tauſend Thalern 25 
gaͤnzlich auf. z 

0 b Artikel 6. 5 


Zur Amortiſation des zinspflichtigen Anlagekapitals der Rheinbrücke ſammt 
Zubehoͤr, von welchem die Summe von vierhundert ſieben tauſend fuͤnfhundert 
Thalern bereits amortiſirt iſt, kann der Staat nach Belieben verwenden: 
a) die aus dem Coln⸗Mindener Eiſenbahn⸗Unternehmen herruͤhrenden jaͤhr⸗ 5 
lichen Ueberſchuͤſſe und Dividenden, ſobald die Garantieleiſtung mit 5% 555 
denſelben nach Artikel 5. für immer aufhoͤrt; | a 
Pz) Zuſchuͤſſe von beliebiger Hoͤhe, ſo daß der Staat gegen Tilgung 
des noch nicht amortiſirten Anlagekapitals die Bruͤcke jederzeit . 
erwerben kann. 9 


Zur gedachten Amortiſation muͤſſen aber jährlich verwendet werden: 5 1 


c) die Dividenden, welche auf den dem Staate gehörenden ſiebenten Theil 
des urfprünglichen Aktienkapitals von dreizehn Millionen Thalern und 
auf die bis Ende 1854. amortiſirten reſp. auf die dem Staate fuͤr 
dieſelben neu auszufertigenden und ihm auszuliefernden Aktien fallen, 5 
bis zur Hoͤhe von drei ein halb Prozent, jedoch nach Abzug der 1 
eventuell zur Deckung von Zinsausfaͤllen bei den im Artikel 2. gedachten 
Unternehmungen zu verwendenden funfzig tauſend Thaler (Artikel 2.); 


d) die Zinſen der mit den Betraͤgen ad a. b. und c. amortiſirten Obli⸗ 
a, gationen. 
Gr. 6181.) Ar⸗ 
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Abändernde und zuſätzliche Beſtimmungen Kar ; 
zu den e 


Statuten der Cöln- Mindener Eiſenbahngeſellſchaft. 


minalwerthe 
nimmt der 


= 


* II. 
# H. 10. wird dahin abgeändert: 


Die volle Einzahlung des Nominalwerthes von dreizehn Millionen 
Thalern auf die nach F. 9. um fünf und ſechszig tauſend Stuͤck ver⸗ 
mehrten Aktien erfolgt nach den naͤheren Beſtimmungen der Direktion 
ſpaͤteſtens am 31. Dezember 1865. 


III. 
$. 11. wird aufgehoben und abgeaͤndert, wie folgt: 


Die Direktion iſt berechtigt, den Inhabern alter Aktien, welche die 
Einzahlung auf die neuen Aktien nicht ſpaͤteſtens am 31. Dezember 1865. 
leiſten, das Anrecht auf den Bezug derſelben zum Nominalwerthe abzu⸗ 
ſprechen, und die nicht rechtzeitig bezahlten neuen Aktien zum Vortheile 
der Geſellſchaft anderen Abnehmern zu uͤberlaſſen. 


IV. 
H. 12. wird abgeaͤndert, wie folgt: 


Ueber den Betrag der Aktien hinaus iſt der Aktionair, unter welcher 
Benennung es auch ſei, zu Zahlungen nicht verpflichtet. 


g V. 
Die Beſtimmung des F. 13. wird dahin abgeaͤndert: 


Saͤmmtliche im H. 5. gedachten Einhundert dreißig tauſend Aktien 
werden, auf den Inhaber lautend, unter fortlaufender Nummer nach dem 
beiliegenden Schema A. ſtempelfrei ausgefertigt. 

Jede Aktie wird mit den Fakſimile⸗Unterſchriften der ſieben Direktions⸗ 
mitglieder verſehen und von dem Spezialdirektor der Geſellſchaft oder von 
BE zu feiner Vertretung durch die Direktion delegirten Beamten unter⸗ 

ſchrieben. 

Die bisherigen Aktiendokumente nebſt den zugehoͤrigen, vom 2. Ja⸗ 
nuar 1866. ab laufenden Zinskupons und Dividendeſcheinen, ſowie die 
Anweiſungen zum Empfange einer ferneren Serie der Zinskupons und 
Dividendeſcheine werden eingezogen und an deren Stelle die neuen Stuͤcke 
nach den oben und im $. 18. angegebenen Schemas A. B. und C. aus⸗ 
gereicht. Mit dem Umtauſch der alten Aktien, welcher ohne Beruͤckſichti⸗ 
gung der Nummern derſelben erfolgen kann, ſowie mit der Ausgabe der 
fuͤr die weiteren dreizehn Millionen Thaler auszugebenden neuen Doku⸗ 
mente beginnt die Direktion ſpaͤteſtens vor Ablauf des Jahres 1865. und 
hat dieſelbe durch die ſtatutmaͤßig beſtimmten Zeitungen das Naͤhere hier⸗ 
uͤber zu veroͤffentlichen. 
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Die zu den alten Aktien gehörenden Zinskupons pro zweites Se 


weiter eingeloͤſt. N 
Die eingezogenen alten Aktien, Zinskupons und Dividendeſcheine 


werden in Gegenwart eines Königlichen Kommiſſars, zweier Mitglieder 


der Direktion und eines protokollirenden Notars verbrannt, und wird, 
daß dies geſchehen, durch die oͤffentlichen Blaͤtter bekannt gemacht. 


VI. 
H. 16. wird abgeaͤndert, wie folgt: 


Der aufkommende Ertrag aller unter der Verwaltung der Coͤln⸗ 4 F 
Mindener Eiſenbahngeſellſchaft ſtehenden Eiſenbahnen nebſt der feſten Rhein⸗ 


bruͤcke bei Coͤln wird nach Maaßgabe der folgenden Beſtimmungen auf 
das im H. 9. auf ſechs und zwanzig Millionen Thaler angenommene, 
reſp. auf das nach H. 15. erhoͤhte Aktienkapital als Dividende vertheilt. 


= 1) Aus dem aufkommenden Ertrage werden zundchft 


a) die Verwaltungs-, Unterhaltungs⸗ und Betriebskoſten, mit 
1 Einſchluß der fuͤr die Erneuerung des Oberbaues und des 
Be Betriebsmaterials erforderlichen Betraͤge, 0 


b) die Zinſen für die bereits emittirten und etwa noch weiter zu 
emittirenden Obligationen, einſchließlich des fuͤr deren Amorti⸗ 
ſation auszuſetzenden Fonds, 


entnommen. 


Zuſtimmung des Königlichen Miniſteriums für Handel, Gewerbe und 


rathe feſtzuſetzende Quote zur Bildung eines Reſervefonds fuͤr außer⸗ 
ordentliche und nicht vorherzuſehende Faͤlle vorweg entnommen. 

Der Beſtand deſſelben darf nur in Folge eines der Genehmi⸗ 
gung des Königlichen Miniſteriums für Handel, Gewerbe und oͤffent⸗ 
liche Arbeiten unterliegenden Beſchluſſes des Adminiſtrationsrathes 
uͤber drei Prozent des Aktienkapitals erhoͤht werden. 


3) Der nach Abzug der Beträge sub 1. und 2. ſich ergebende Reſt 
bildet den Reinertrag. Derſelbe wird nach Abzug der den Mitglie⸗ 
dern des Adminiſtrationsrathes und der Direktion (elr. HH. 59. 
und 73.), ſowie den Beamten ſtatutenmaͤßig oder kontraktlich als 
Tantiemen zu gewaͤhrenden Beträge, vorbehaltlich des nach Nr. 4 
dem Staate zufallenden Antheils, auf ſaͤmmtliche Aktien als Divi⸗ 
dende vertheilt. s Am 


Von dem hiernaͤchſt verbleibenden Ertrage wird jaͤhrlich eine mit 1 ® 


öffentliche Arbeiten auf den Antrag der Direktion vom Adminiſtrations⸗ 4 


N M aa N 
Am 2. Januar eines jeden Jahres wird auf die Dividende des 
Vorjahres eine Abſchlagszahlung von zwei und einem halben Prozent 
oder fuͤnf Thaler pro Aktie und am 1. Juli der verbleibende Reſt 
der Dividende an die Aktionaire ausgezahlt. 


4) Wenn der Reinertrag (Nr. 3.) ſich auf mehr als fünf Prozent 
des Aktienkapitals (§. 9. reſp. 15.) beläuft, fo fallt von dieſem 
Ueberſchuſſe über fünf Prozent der dritte Theil dem Staate zu. 


VII. 


H. 17. wird aufgehoben. 


VIII. 
§. 18. wird abgeändert, wie folgt: 


Mit jeder Aktie werden fuͤr eine angemeſſene Zahl von Jahren nach 
anliegendem Schema B. Abfchlagsdividende- und Diovidendeſcheine, nebſt 
einer Anweiſung zum Empfang einer neuen Serie von Abſchlagsdividende⸗ 
und Dividendeſcheinen nach anliegendem Schema C. ausgereicht und in 
gleicher Weiſe kuͤnftighin erneuert. | 

Die Abfchlagsdividende- und Dividendeſcheine und die Anweiſungen 
werden unter der Firma der Direktion und zwei fakſimilirten Unterſchriften 
von Mitgliedern derſelben, ſowie dem Namensſtempel des Hauptkaſſirers 
der Geſellſchaft ausgefertigt. 

Die Einloͤſung der Abſchlagsdividende⸗ und Dividendeſcheine erfolgt 
in Coͤln, Duͤſſeldorf und Berlin, ſowie in denjenigen Staͤdten, welche etwa 
fonft noch von der Direktion mit Zuſtimmung des Königlichen Miniſteriums 
fuͤr Handel, Gewerbe und oͤffentliche Arbeiten hierzu beſtimmt werden. 


1 IX. 

FH. 19. erhält folgende Abaͤnderung: 

1 Abſchlagsdividenden und Dividenden, welche nicht innerhalb vier 
Jahren, vom Tage der erſten oͤffentlichen Aufforderung an gerechnet, und 
nach zweimal, in Zwiſchenraͤumen von wenigſtens Einem Jahre wiederholt 
erlaſſenen desfallſigen öffentlichen Aufforderungen in Empfang genommen 
worden ſind, verfallen der Geſellſchaft. 5 120 

8 Daſſelbe gilt von den bereits faͤlligen, bisher nicht zur Einloͤſung 
gekommenen und von den am 2. Januar, beziehungsweiſe am 1. Juli 1866. 
fällig werdenden alten Zinskupons und Dioidendeſcheinen. 


en X: 
F. 20. wird ‚abgeändert, wie folgt: 


Sind Aktien, Dividendeſcheine oder Anweiſungen beſchaͤdigt oder un⸗ 
brauchbar geworden, jedoch in ihren weſentlichen Theilen dergeſtalt er⸗ 
(Nr. 6181.) ; 125” phal⸗ 


| — 98 | f 
halten, daß über ihre Richtigkeit kein Zweifel obwaltet, fo iſt die Direk⸗ 


tion ermaͤchtigt, gegen Einreichung der beſchaͤdigten Papiere auf Koſten 
des Inhabers neue gleichartige Papiere auszufertigen und auszureichen. 
Außer dieſem Falle iſt die Ausfertigung und Ausreichung neuer 
Aktien an Stelle beſchaͤdigter, angeblich vernichteter oder abhanden ge⸗ 
kommener, nur zuläffig nach gerichtlicher Mortifikation der letzteren. Die Di⸗ 
rektion erlaͤßt des Endes auf Antrag der Betheiligten dreimal in Zwiſchen⸗ 
raͤumen von wenigſtens vier und hoͤchſtens ſechs Monaten eine Öffentliche 
Aufforderung, jene Dokumente einzuliefern oder die etwaigen Rechte an 
dieſelben geltend zu machen. Sind vier Monate nach der letzten Auf⸗ 
forderung vergangen, ohne daß die Dokumente eingeliefert oder etwaige 
Rechte auf dieſelben angemeldet worden, und iſt außerdem ſeit der erſten 
Aufforderung der Faͤlligkeitstermin des erſten Abſchlagsdividendeſcheins 
von einer neuen Dividendeſcheine⸗Serie verſtrichen, ohne daß hierbei inner: 
halb mindeſtens ſechs Monaten nach deſſen Ablauf die betreffenden Aktien 
zum Vorſchein gekommen ſind, ſo ſpricht das Landgericht zu Coͤln auf 
Grund jenes Aufgebots die Mortifikation aus, worauf die Direktion bie: 
ſelbe zur öffentlichen Kenntniß bringt und an Stelle der mortifizirten 


Dokumente neue unter denſelben Nummern ausfertigt, auf welchen be⸗ 


merkt wird, daß ſie als Erſatz fuͤr mortifizirte dienen. 


Die Koſten dieſes Verfahrens fallen nicht der Geſellſchaft, ſondern 
den Betheiligten zur Laſt. 


Abſchlagsdioidende- und Dividendefcheine koͤnnen weder auf eboten, 
noch mortifizirt werden; jedoch ſoll demjenigen, welcher den Verluſt von 
ſolchen Scheinen vor Ablauf der Verjährungsfrift ($. 19.) bei der Direktion 
der Geſellſchaft anmeldet und den ſtattgehabten Beſitz ſolcher Scheine durch 
Vorzeigung der Aktien oder ſonſt in glaubhafter Weiſe darthut, nach Ablauf 
der Verjaͤhrungsfriſt der Betrag der angemeldeten und bis dahin nicht 
vorgekommenen Abſchlagsdividende- und Dividendeſcheine gegen Quittung 
ausgezahlt werden. 


Auch findet eine gerichtliche Mortifikation beſchaͤdigter, angeblich 
vernichteter oder abhanden gekommener Anweiſungen zum Empfange einer 
neuen Dividendeſcheine-Serie nicht ſtatt. J 
f Die Ausreichung einer neuen Dividendeſcheine-Serie geſchieht, wenn 
der Aktieninhaber die Anweiſung zum Empfange derſelben nicht einreichen kann, 
gegen Produktion der Aktie, jedoch fruͤheſtens nach Ablauf des Faͤlligkeits⸗ 
termins des zunaͤchſt fällig werdenden Abſchlagsdividende⸗ reſp. Dividende⸗ 
ſcheins. Iſt aber vor Ausreichung der neuen Dividendeſcheine -Serie von 
einem Dritten auf die Letztere ein Anſpruch erhoben worden, ſo wird die⸗ 
ſelbe zuruͤckbehalten, bis der Streit zwiſchen beiden Theilen im Wege der 
Güte oder des Prozeſſes erledigt iſt. 


XI. 


Die Hh. 24. bis einſchließlich 26. werden aufgehoben. A 


ge 
XII. 


H. 35. wird abgeaͤndert, wie folgt: 


Die $$. 33. 34. 39. und 40. find nicht auf diejenigen Aktien an⸗ 
wendbar, welche der Staat nach H. 9. reſp. F. 15. übernimmt. Es wird 
in dieſer Hinſicht feſtgeſetzt, daß der Staat in der Generalverſammlung durch 
einen von ihm zu beſtellenden Kommiſſarius vertreten wird, welcher nicht 
Aktionair zu ſein braucht, und daß er durch dieſen ein Stimmrecht ausuͤben 
kann, ſobald er ſich uͤber den Beſitz von wenigſtens dem ſiebenten Theile des 
geſammten Aktienkapitals bei der Direktion vorher genügend ausgewieſen 
hat. In dieſem Falle iſt in der Generalverſammlung die Stimmenanzahl 
des Staats dem ſechſten Theile der durch die ſaͤmmtlichen uͤbrigen anweſen⸗ 
den Aktionaire vertretenen Stimmen gleich, fo daß der Kommiſſarius des 
Staats ein Siebentel der geſammten Stimmen fuͤhrt. 


XIII. 
H. 76. wird aufgehoben. 


Schema A. 


Aktie 
der 
Cöln⸗ Mindener Eiſenbahngeſellſchaft 
. 
uͤber 


Zweihundert Thaler Preußiſch Kurant. 


. Inhaber dieſer Aktie iſt nach Verhaͤltniß ihres Betrages an dem ge⸗ 
ſammten Eigenthume der Coͤln-Mindener Eiſenbahngeſellſchaft und an dem 
Gewinne und Verluſte derſelben betheiligt. 

Die früher auf Höhe von 33 Prozent gewährte Zinsgarantie des Staates 
findet nicht weiter ſtatt. 


Coͤln, den 1. Oktober 1865. 


Die Direktion. Der Spezialdirektor. 
(Fakſimile der Unterſchriften der ſieben (Unterſchrift.) 
Direktionsmitglieder.) 
(Nr. 6181.) | Schema B. 
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B. 
1871. 


Serie I. 


am 2. Januar 1871. 
für das Jahr 1870. 


am 1. Juli 1871. 
für das Jahr 1870. 


1870. 1870. 


Serie I. Serie I. 


am 1. Juli 1870. 
für das Jahr 1869. 


am 2. Januar 1870. 
für das Jahr 1869. 


1869. 1869. — 


Serie I. 


am 2. Januar 1869. 
für das Jahr 1868. 


am 1. Juli 1869. 
für das Jahr 1868. 


1868. 1868. 


Serie I. Serie I. 


am 1. Juli 1868. 
für das Jahr 1867. 


am 2. Januar 1868. 
für das Jahr 1867. 


1867. 1867. — 
Cöln⸗ Mindener Eiſenbahngeſellſchaft. Cöln⸗ Mindener Eiſeubahngeſellſchaft. 
Sttie © am 10 1. Serie I. 5 | 


Inhaber empfängt am 1. Juli 1867. gegen dieſen 
Schein auf die für das Jahr 1866. ermittelte Dividende 
die Reſtzahlung. 

Der Betrag wird in den im Statute bezeichneten 
Städten ausgezahlt. ; 
Cöln, den 1. Oktober 1865. 


Die Direktion. Ausgefertigt. Die Direktion. _ Ausgefertigt. 
(Facsimile von 2 Unter (Facsimile der Unterſchrift (Facsimile von 2 Unter’ (Pacsimile der Unterſchrift 
ſchriften.) des Hauptkaſſirers.) ſchriften.) des Hauptkaſſirers.) 
(Druck.) (Stempel.) (Druck.) (Stempel.) 


Se 


55 d . C. 
Cöln- Mindener Eiſenbahngeſellſchaft. 


Anweiſung 
zum 
Empfang der II. Serie der Abſchlags-Dividende- und Di⸗ 
videndeſcheine zur Aktie 
. 
Inhaber empfaͤngt am 2. Januar 1871. gegen Ruͤckgabe dieſer Anwei⸗ 


fung an den durch öffentliche Bekanntmachung bezeichneten Stellen die zweite 
A der Abſchlags-Dividende- und Dividendeſcheine zur vorbezeichneten 
tie. 


Coͤln, den 1. Oktober 1865, 


Die Direktion. Ausgefertigt. 
(Fakſimile zweier Unterfchriften.) (Fakſimile.) 
(Druck.) (Stempel.) 


(Nr. 6182.) Bekanntmachung, betreffend die unterm 5. September 1865. erfolgte Allerhoͤchſte 

Genehmigung der von der „Bergbau-Aktiengeſellſchaft Hellweg“ zu Unna 
wegen Abaͤnderung der Gefellfchaftsftatuten und Aufſtellung eines Statut⸗ 
nachtrages gefaßten Beſchluͤſſe. Vom 18. September 1865. 


1815 Königs Majeftät haben mittelſt Allerhoͤchſten Erlaſſes vom 5. September 
1865. die von der Generalverſammlung der „Bergbau⸗Aktiengeſellſchaft Hellweg“ 


zu Unna gefaßten, in der notariellen Verhandlung vom 1. Mai 1865. unter 


Nummer 6. enthaltenen Beſchluͤſſe wegen Abaͤnderung der HH. 9. 16. 17. 

22. 29. und 30. der unterm 22. Juni 1861. beſtaͤtigten Geſellſchaftsſtatuten, 

ſowie wegen Aufſtellung eines Statutnachtrages, betreffend die Bildung eines 

Prioritaͤts⸗Stammaktien⸗Kapitals bis zum Betrage von 200,000 Thalern, zu 
genehmigen geruht. 

Der Allerhoͤchſte Erlaß nebſt den genehmigten Statutaͤnderungen und 

(Nr. 61816183.) dem 
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dem Statutnachtrage wird durch das Amtsblatt der Königlichen Regierung zu 
Arnsberg bekannt gemacht werden. i 

8 Berlin, den 18. September 1865. 


Der Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 
Im Auftrage: 


Schede. 


(Nr. 6183.) Bekanntmachung der unterm 11. September 1865. erfolgten Allerhoͤchſten Ge⸗ 
nehmigung der von der „Bergbaugeſellſchaft Vereinigte Weſtphalia“ zu 
Dortmund beſchloſſenen Statutänderungen. Vom 18. September 1865. 


Des Königs Majeſtaͤt haben mittelſt Allerhoͤchſten Erlaſſes vom 11. September 
1865. dem in der notariellen Verhandlung vom 7. Juni d. J. unter Litt. h. 
enthaltenen Beſchluſſe der Generalverſammlung der Aktiengeſellſchaft „Berg⸗ 
baugeſellſchaft Vereinigte Weſtphalia“ zu Dortmund wegen Abänderung des 
$. 25. des unter dem 9. Auguſt 1853. beſtaͤtigten Geſellſchaftsſtatuts und der 
dieſen Paragraphen mobifizirenden, durch den Allerhöchften Erlaß vom 26. Auguſt 
1861. genehmigten Geſellſchaftsbeſchluͤſſe die Allerhoͤchſte Genehmigung zu 
ertheilen geruhet. a 
Der Allerhoͤchſte Erlaß nebſt dem Statute wird durch das Amtsblatt 
der Koͤniglichen Regierung zu Arnsberg bekannt gemacht werden. 3 
Berlin, den 18. September 1865. 


Der Minifter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 
Im Auftrage: 


Schede. 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſterjums. 
Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober ⸗Hofbuchdruckerei 
(R. v. Decker). 


